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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Forschung und Technologie (18. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 10/2751 Nr. 27 ~ 

zum Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über ein Programm 
zur Unterstützung der technologischen Entwicklung im Bereich der 
Kohlenwasserstoffe — KOM(84) 658 endg. — 

»EG-Dok. Nr. 10917/84« 


A. Problem 

Die Gemeinschaft fördert seit 1973 mit Jahresbeträgen zwi- 
schen 25 und 35 Mio. ECU das Aufsuchen, den Abbau, die 
Lagerung und den Transport von Kohlenwasserstoffen. Die 
Kommission ist der Auffassung, das Programm habe sich be- 
währt, insbesondere erhöhe die gemeinschaftliche Förderung 
die Versorgungssicherheit bei Kohlenwasserstoffen und 
stärke die technologische Entwicklung und Innovation. 


B. Lösung 

Die Kommission schlägt nunmehr ein Fünfjahresprogramm 
1985 bis 1989 mit einem jährlichen Mitteleinsatz (Verpflich- 
tungsermächtigung) von 40 Mio. ECU vor. Gefördert werden 
sollen Technologieentwicklungen oder neue Anwendungen 
nach Abschluß der Forschungsphase, die Aussicht auf Markt- 
prozesse bieten und risikoreich sind. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 



Drucksache 10/3278 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 
die Bundesregierung zu ersuchen, 

im Rahmen der weiteren Verhandlungen darauf hinzuwirken, daß das neue Pro- 
gramm zur Unterstützung der technologischen Entwicklung im Bereich der Koh- 
lenwasserstoffe (Anlage) abgelehnt und die noch laufende Förderung baldmög- 
lichst zum Abschluß gebracht wird. 


Bonn, den 17. April 1985 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie 

Dr. Schierholz Carstensen (Nordstrand) Hansen (Hamburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über ein Programm zur Unterstützung der 
technologischen Entwicklung im Bereich der Kohlenwasserstoffe 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Festlegung einer gemeinsamen Energiepolitik 
gehört zu den Zielen, die sich die Gemeinschaft 
gesetzt hat, und es ist Aufgabe der Kommission, die 
entsprechenden Maßnahmen vorzuschlagen. Zu 
diesem Zweck hat der Rat die Verordnung (EWG) 
Nr. 3056/73 vom 9, November 1973 über die Unter- 
stützung gemeinschaftlicher Vorhaben im Bereich 
der Kohlenwasserstoffe erlassen^). 

Wegen der Bedeutung der Kohlenwasserstoffe bei 
der Energieversorgung der Gemeinschaft und in 
Anbetracht der Abhängigkeit der Gemeinschaft von 
der Einfuhr stellt die Schaffung von Bedingungen, 
mit denen langfristig die Versorgungssicherheit ge- 
währleistet werden kann, eines der grundlegenden 
Ziele dieser Politik dar. 

Der Anreiz für die technologischen Entwicklungstä- 
tigkeiten, die unmittelbar mit den Tätigkeiten des 
Aufsuchens, des Abbaus, der Lagerung oder des 
Transports von Kohlenwasserstoffen verbunden 
sind, ist geeignet, die Versorgungssicherheit zu er- 
höhen und kann daher ein Mittel zur Erreichung 
dieser Politik sein. 

In erster Linie muß die Erdölindustrie für die Fi- 
nanzierung dieser Tätigkeiten sorgen. Da diese Tä- 
tigkeiten mit hohen Risiken und erheblichen Inve- 
stitionen verbunden sind, ist es jedoch angebracht, 
für die Gemeinschaft die Möglichkeit zu schaffen, 
hierfür eine Unterstützung zu gewähren, insbeson- 
dere soweit dadurch die Durchführung bestimmter 
Vorhaben beschleunigt wird. 

Die Tätigkeiten im Rahmen der Entwicklung neuer 
Technologien unterscheiden sich von den For- 
schungstätigkeiten, auch wenn einige Phasen der 


Amtsblatt Nr. . . , 

Amtsblatt Nr. L 312 vom 13. November 1973, S. 1 


Vorhaben zur Entwicklung neuer Technologien ge- 
wisse Forschungselemente enthalten. 

Eine Gemeinschaftsunterstützung kann den Zu- 
sammenschluß der Arbeiten von Unternehmen aus 
zwei oder mehreren Mitgliedstaaten fördern. 

Dienstleistungsunternehmen und Ausrüstungsher- 
steller spielen bei den technologischen Entwicklun- 
gen eine wichtige Rolle. 

Diese Unterstützung kann für Gemeinschaftsvorha- 
ben gewährt werden, die für die Sicherheit der Ver- 
sorgung der Gemeinschaft mit Kohlenwasserstof- 
fen von größter Bedeutung sind und technologische 
Entwicklungstätigkeiten betreffen, die unmittelbar 
mit den Tätigkeiten des Aufsuchens, des Abbaus, 
der Lagerung oder des Transports verbunden sind; 
diese Unterstützung sollte finanzieller Art sein. 

Der spezifisch internationale Charakter von Aufbau 
und Tätigkeiten der im Bereich der Kohlenwasser- 
stoffe tätigen Unternehmen rechtfertigt die direkte 
Übermittlung der Unterlagen für Vorhaben an die 
Kommission. 

Ein „Beratender Ausschuß“ aus Vertretern der Mit- 
gliedstaaten kann die Kommission bei der Auswahl 
der zu unterstützenden Vorhaben beraten. 

Die Gewährung der vorgesehenen Vergünstigungen 
durch die Gemeinschaft darf auf die Wettbewerbs- 
bedingungen keine Auswirkung haben, die den Be- 
stimmungen des Vertrags widerspricht. 

Die Gemeinschaft muß über alle geeigneten Mittel 
verfügen, die ihr im Einzelfall die Beurteilung des 
aus der Durchführung dieser Vorhaben zu erwar- 
tenden Nutzens sowie dessen Übereinstimmung 
mit den Zielen der gemeinschaftlichen Energiepoli- 
tik erlauben. 

Als Gegenleistung für die gewährten Vergünstigun- 
gen müssen die Begünstigten deshalb Verpflichtun- 
gen gegenüber der Gemeinschaft eingehen. 

Die Kommission hat eine Auswertung des 1974 auf 
der Grundlage der Verordnung (EWG) Nr. 3056/73 
eingerichteten Programms, das seitdem in Kraft ist, 
mit Hilfe der Berichte über die Anwendung dieser 
Verordnung, die sie dem Rat und dem Parlament 
vorgelegt hat, vorgenommen. Das Ergebnis hat ge- 
zeigt, daß es sinnvoll ist, diese Maßnahmen fortzu- 
setzen und das Programm unter Berücksichtigung 
der gewonnenen Erfahrungen anzupassen. Diese 
Anpassung zielt hauptsächlich auf die Dauer des 
Programms, das Beschlußfassungssystem, die Defi- 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — En 77/84 — vom 
18, Dezember 1984. 


3 



Drucksache 10/3278 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


nition der vorrangigen Zielsetzungen und das Ver- 
fahren zur Durchführung des Programms. 

Die hierfür erforderlichen Aktionsbefugnisse sind 
im Vertrag nicht vorgesehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Gemeinschaft kann eine finanzielle Unter- 
stützung für die in Artikel 2 definierten Bereiche 
gewähren, die für die Sicherheit der Versorgung 
mit Kohlenwasserstoffen von wesentlicher Bedeu- 
tung sind. 

Artikel 2 

1. Im Sinne dieser Verordnung sind technologische 
Entwicklungsvorhaben im Bereich der Kohlen- 
wasserstoffe (nachstehend „Vorhaben“ genannt) 
Vorhaben, die Tätigkeiten des Aufsuchens, des 
Abbaus, der Lagerung oder des Transports von 
Kohlenwasserstoffen betreffen und folgenden 
Bedingungen entsprechen: 

— Entwicklung innovativer Techniken, Verfah- 
ren oder Erzeugnisse oder Durchführung ei- 
ner neuen Anwendung der Techniken, Ver- 
fahren oder Erzeugnisse, für die die For- 
schungsphase abgeschlossen ist; 

— Aussicht auf Nutzbarkeit durch Industrie 
und Handel; 

— Finanzierungs Schwierigkeiten wegen großer 
technischer und kommerzieller Risiken, so 
daß sie ohne gemeinschaftliche finanzielle 
Unterstützung wahrscheinlich nicht durchge- 
führt würden. 

2. Die Vorhaben können innerhalb oder außerhalb 
des Gemeinschaftsgebiets durchgeführt wer- 
den. 

3. Die finanzielle Unterstützung kann für ein Vor- 
haben insgesamt oder für einzelne Phasen ge- 
währt werden. 

Artikel 3 

Die Verantwortung für jegliches Vorhaben liegt 
bei einer natürlichen oder einer nach den in den 
Mitgliedstaaten geltenden Rechtsvorschriften er- 
richteten juristischen Person. 

Entstehen durch die Gründung einer juristischen 
Person mit der rechtlichen Befugnis zur Durchfüh- 
rung eines Vorhabens zusätzliche Belastungen für 
die beteiligten Unternehmen, so kann dieses Vorha- 
ben durch einen einfachen Zusammenschluß natür- 
licher oder juristischer Personen verwirklicht wer- 
den. In diesem Fall übernehmen diese Personen ge- 
samtschuldnerisch die Haftung im Zusammenhang 
mit der gemeinschaftlichen Unterstützung. 


Artikel 4 

1. Ein Vorhaben wird mit einem finanziellen Zu- 
schuß der Gemeinschaft unterstützt, der unter 
den in den Artikeln 4 Abs. 2 und 3, 5, 6 und 7 fest- 
gelegten Bedingungen gewährt wird. 

2. Die Unterstützung darf 49% der zuschußfähigen 
Kosten des Vorhabens nicht überschreiten. Bei 
der Festlegung des gewährten Unterstützungs- 
betrags berücksichtigt die Kommission andere 
finanzielle Leistungen der Gemeinschaft, des 
Einzelstaates oder andere, die zugunsten des 
Vorhabens bereits gewährt wurden oder erwar- 
tet werden sowie den Risikoanteil, den die Ver- 
antwortlichen für das Vorhaben unmittelbar 
übernehmen müssen. 

3. Die Höhe der Unterstützung wird für jedes Vor- 
haben nach dem Verfahren in Artikel 5 einzeln 
festgelegt. 


Artikel 5 

1. Die Kommission prüft jedes Vorhaben, das ihr 
aufgrund einer im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlichten Aufforderung 
zur Einreichung von Vorschlägen durch Perso- 
nen oder Unternehmen der Gemeinschaft vorge- 
legt wird, anhand folgender von den Antragstel- 
lern zu machenden Angaben: 

— eingehende Beschreibung des Vorhabens, 
einschließlich seiner Verwaltungsstruktur 

— Bedeutung des Vorhabens für die Sicherheit 
der Versorgung der Gemeinschaft mit Koh- 
lenwasserstoffen 

— Art und Umfang der technischen und wirt- 
schaftlichen Risiken des Vorhabens 

— Kosten des Vorhabens, erwartete Rentabili- 
tät und vorgesehene Finanzierungsmodalitä- 
ten 

— Fristen für die Durchführung des Vorhabens 

— finanzielle Lage und technische Möglichkei- 
ten des oder der Verantwortlichen 

— Angabe jeder geplanten Zusammenarbeit 
mit anderen Unternehmen der Gemeinschaft 
oder aus Drittländern 

— Angaben über sämtliche Finanzbeihilfen, die 
das Vorhaben von der Gemeinschaft oder 
den Mitgliedstaaten in einer früheren For- 
schungs- und Entwicklungsphase erhalten 
hat 

— genaue Angaben über alle sonstigen finan- 
ziellen Unterstützungsmaßnahmen, die von 
den Mitgliedstaaten oder der Gemeinschaft 
geplant oder zu erwarten sind 

— Bewertung der möglichen Auswirkungen auf 
die Sicherheit von Menschen und auf die 
Umwelt 

— alle sonstigen Angaben, die die beantragte 
Gemeinschaftsunterstützung begründen kön- 
nen. 
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2. Die Kommission beschließt eine Unterstützung 
für die Vorhaben nach Konsultation eines Bera- 
tenden Ausschusses, der aus Vertretern der Mit- 
gliedstaaten besteht. 

Der Ausschuß, unter Vorsitz eines Vertreters der 
Kommission, gibt sich eine Geschäftsordnung. 

3, In der Regel haben die Vorhaben Vorrang, die 
die Beteiligung von mindestens zwei unabhängi- 
gen Unternehmen vorsehen, die ihren Sitz in 
unterschiedlichen Mitgliedstaaten haben. 

Artikel 6 

Die von der Gemeinschaft gewährte Unterstüt- 
zung darf die Wettbewerbsbedingungen nicht in ei- 
ner Art verändern, die mit den einschlägigen Be- 
stimmungen des Vertrags unvereinbar ist, 

Artikel 7 

1. Die Kommission verhandelt und schließt die 
notwendigen Verträge zur Durchführung der 
nach dem in Artikel 5 Absatz 2 vorgesehenen 
Verfahren ausgewählten Vorhaben. Sie erstellt 
einen Mustervertrag, in dem die Rechte und 
Pflichten jeder Vertragspartei und vor allem die 
Modalitäten einer etwaigen Rückzahlung der ge- 
währten Unterstützung sowie des Zugangs zu 
den gewonnenen Erkenntnissen, ihrer Verbrei- 
tung und Verwertung festgelegt werden. 

2. Der oder die Verantwortlichen für die Durchfüh- 
rung eines Vorhabens, das von der Gemein- 
schaft unterstützt wird, übermitteln der Kom- 
mission halbjährlich oder auf Antrag einen Be- 
richt über die Durchführung der vertraglichen 
Verpflichtungen gegenüber der Kommission, 
insbesondere über den Stand der Arbeiten am 
Vorhaben und die dafür verauslagten Kosten. 

3. Die Kommission kann an Ort und Stelle anhand 
von Unterlagen Prüfungen vornehmen lassen, 
um die Ausführung des Vertrags und besonders 
den Stand und die Durchführung des Vorhabens 
zu verfolgen. 

Während der Dauer der Arbeiten und in den 
fünf Jahren nach ihrem Abschluß haben die 
Kommission und der Rechnungshof oder deren 
Beauftragte Zugang zu den Abrechnungen, die 
das unterstützte Vorhaben betreffen. 

Alle Dokumente, die diese Vorhaben betreffen, 
sind während dieses Zeitraumes aufzubewah- 
ren. 


4. Handelt es sich um ein großes Vorhaben mit 
umfangreicher finanzieller Unterstützung durch 
die Gemeinschaft, so kann die Kommission als 
Beobachter an den Sitzungen der Verwaltungs- 
gremien für das Vorhaben teilnehmen, sofern 
dies im Vertrag vorgesehen ist. 


Artikel 8 

Die im Rahmen der Anwendung dieser Verord- 
nung erhaltenen Informationen haben vertrauli- 
chen Charakter. 


Artikel 9 

Die Kommission legt dem Parlament und dem 
Rat regelmäßig einen Bericht über die Durchfüh- 
rung dieser Verordnung vor. 


Artikel 10 

Die Mittel für die finanzielle Unterstützung nach 
dieser Verordnung werden in den Gesamthaus- 
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften einge- 
setzt. 

Der nach dieser Verordnung veranschlagte Gesamt- 
betrag der Mittel für den Zeitraum zwischen dem 
1. Januar 1985 und dem 31. Dezember 1989 beträgt 
200 Millionen ECU. 


Artikel 11 

Die Verordnung (EWG) Nr. 3056/73 wird aufgeho- 
ben. 

Sie gilt jedoch weiterhin für Vorhaben, die auf- 
grund von in Anwendung dieser Verordnung veröf- 
fentlichten Ausschreibungen eingereicht wurden. 


Artikel 12 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Sie gilt bis zum 31. Dezember 1989. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Finanzbogen 


1. Betroffener Haushaltsansatz: Artikel 700 Po- 
sten 7000 

Titel: „Gemeinschaftliche Vorhaben zur techno- 
logischen Entwicklung im Bereich der Kohlen- 
wasserstoffe“. 


2. Rechtsgrundlage 

„Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Ra- 
tes über ein Programm zur Unterstützung der 
technologischen Entwicklung im Bereich der 
Kohlenwasserstoffe“ (ersetzt die Verordnung 
Nr. 3056/73 des Rates vom 9. November 1973). 


3. Einstufungsvorschlag 

Nicht zwingende Ausgaben. 


4. Beschreibung und Begründung der Maß- 
nahme 


4.1 Beschreibung 

Die Zuweisung finanzieller Beihilfen an Unter- 
nehmen zur Durchführung von Vorhaben im 
Bereich der Kohlenwasserstoffe. 


4.2 Zielsetzungen 

Die Aktivitäten zur Entwicklung neuer Techno- 
logien zu fördern, die in unmittelbarem Zusam- 
menhang mit der Aufsuchung, der Gewinnung, 
dem Transport oder der Lagerung von Kohlen- 
wasserstoffen stehen und die geeignet erschei- 
nen, die Sicherheit der Versorgung der Ge- 
meinschaft mit Kohlenwasserstoffen zu verbes- 
sern. 


4.3 Begründung 


5. Natur der Ausgaben und Berechnungsme- 
thode 

5.1 Natur 

Rückzahlbare Subvention im Falle der kom- 
merziellen Nutzung der Ergebnisse der Vorha- 
ben. 

5.2 Berechnung 

Prozentmäßiger Anteil der nach dem Anspruch 
auf Unterstützung anrechnungsfähigen Kosten 
(max. 49%). 


6. Finanzielle Auswirkungen der Maßnahme auf 
die Interventionsmittel 

6.1 Fälligkeiten der Verpflichtungs- und Zah- 
lungsermächtigungen 



V.-E. (Mio. ECU) 

Z.-E. (Mio. ECU) 

1985 

40 

20 

1986 

40 

30 

1987 

40 

30 

1988 

40 

30 

1989 

40 

30 

1990 

— 

30 

1991 

— 

30 

Total 

200 

200 


6.2 Anteil der Finanzierung durch die Gemein- 
schaft (in %) bezogen auf die Gesamtkosten der 
Maßnahme 

Im Durchschnitt 35% der anrechnungsfähigen 
Kosten 

6.3 Modalitäten der Finanzierung der Maßnahme 
während des laufenden Jahres 

Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 
35 Mio. ECU und Zahlungsermächtigungen in 
Höhe von 25 Mio. ECU im Haushalt 1984 bereit- 
gestellt. 


Wegen technischer Risiken und finanzieller Be- 
lastungen, die untrennbar mit der Verwirkli- 
chung von Vorhaben zur Entwicklung neuer 
Technologien verbunden sind, müßte deren 
Durchführung ohne eine finanzielle Unterstüt- 
zung der Gemeinschaft zurückgestellt werden, 
was sich in beträchtlichem Maße nachteilig auf 
die Sicherheit der Versorgung der Gemein- 
schaft mit Kohlenwasserstoffen auswirken 
würde. 


4.4 Betroffene Personen 

Unternehmen in der Gemeinschaft. 


7. Informationen 

keine 

8. Finanzielle Auswirkungen auf die Personal - 
ausgaben und die laufenden Verwaltungsaus- 
gaben 

Personal bereits vorhanden. 
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Begründung 


1. Am 9. November 1973 erließ der Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften die Verordnung 
(EWG) Nr. 3056/73^) über die Unterstützung ge- 
meinschaftlicher Vorhaben im Bereich der 
Kohlenwasserstoffe. Mit dieser Unterstützung 
sollen die technologischen Entwicklungstätig- 
keiten gefördert werden, die unmittelbar mit 
den Tätigkeiten des Aufsuchens, des Abbaus, 
der Lagerung oder des Transports von Kohlen- 
wasserstoffen verbunden sind und geeignet 
sind, die Sicherheit der Energieversorgung der 
Gemeinschaft zu erhöhen. 

2. In Anwendung dieser Verordnung gewährte 
der Rat auf Vorschlag der Kommission zwi- 
schen 1974 und 1983 Unterstützungen in der 
Größenordnung von 307 Mio. ECU für 319 Vor- 
haben. 

Für das laufende Jahr wird nach einer Ent- 
scheidung des Rates vom 13. November 1984 
auf Vorschlag der Kommission 2) eine Unter- 
stützung in der Größenordnung von 35 Mio. 
ECU für die Verwirklichung von 51 Vorhaben 
gewährt. 

3. Nachdem die Verordnung zehn Jahre in Kraft 
war, hielt die Kommission eine umfassende Be- 
wertung des gemeinschaftlichen Unterstüt- 
zungsprogramms im Bereich der Kohlenwas- 
serstoffe für angebracht. Die Ergebnisse der 
Analyse teilte die Kommission dem Rat am 
22. Mai 19843) mit. 

4. Diese Mitteilung der Kommission enthält die 
wichtigsten technischen Ergebnisse des Pro- 
gramms und kommt zu dem Schluß, daß die 
gemeinschaftliche Unter Stützungsaktion vor al- 
lem die Versorgungssicherheit der Gemein- 
schaft mit Erdöl erhöhen, die technologische 
Entwicklung und Innovation in den europäi- 
schen Unternehmen fördern und die Neustruk- 
turierung der Gemeinschaftsbemühungen be- 
günstigte. 

5. Angesichts dieser positiven Ergebnisse und we- 
gen der vorrangigen Rolle, die die Kohlenwas- 
serstoffe auch künftig in der Energieversor- 
gung der Gemeinschaft spielen werden, hält die 
Kommission die Fortsetzung des Programms 


1) ABI. L 312 vom 13. November 1973 

2) Dok. KOM(84) 432 endg. 

3) Mitteilung der Kommission an den Rat über das „Pro- 
gramm zur Unterstützung gemeinschaftlicher Vorha- 
ben im Bereich der Kohlenwasserstoffe“ [Dok. KOM 
(84) 272 endg.]. 

Gleichzeitig hat die Kommission dem Rat einen Ent- 
scheidungsvorschlag über ein Forschungs- und Ent- 
wicklungsprogramm betreffend die Optimierung der 
Produktion und der Nutzung der Kohlenwasserstoffe 
übermittelt, 1984 bis 1987 [KOM(84) 273 endg.]. 


zur Unterstützung neuer Erdöltechnologien für 
vollkommen gerechtfertigt. Damit die Gemein- 
schaftsmaßnahme allerdings voll wirksam und 
gültig bleibt, sind Änderungen und Verbesse- 
rungen angebracht, um sie an die gewonnenen 
Erfahrungen anzupassen und sie im allgemei- 
nen Rahmen der Energie Strategie der Gemein- 
schaft neu einzuordnen. 

6. Daher macht die Kommission folgende Vor- 
schläge: 

a) Annahme eines Mehrjahresprogramms 

b) Änderung des Beschlußverfahrens 

c) Definition vorrangiger Ziele 

d) Verbesserungen des Verfahrens zur Durch- 
führung des Unterstützungsprogramms. 

Der nachstehende Verordnungsvor schlag 
wurde unter Berücksichtigung der unter a) und 
b) genannten Ziele ausgearbeitet. 

7. Mit der Annahme eines Mehrj ahresprogramms 
soll die Unterstützungsmaßnahme vor allem 
auf finanziellem Gebiet fortgeführt werden, 
was in der Verordnung 3056/73 nicht gegeben 
ist. Daher wird vorgeschlagen, mit dem Pro- 
gramm über eine entsprechende Finanzaus- 
stattung eine Verpflichtung für einen Fünf jah- 
reszeitraum einzugehen. Diese Dauer ergibt 
sich daraus, daß den Betreibern, deren Vorha- 
ben mehrere Jahre dauern, die Aussicht auf 
dauerhafte Unterstützung für ihre Vorhaben zu 
bieten ist. 

Nach vier Jahren der Anwendung der Verord- 
nung macht die Kommission auf der Grundlage 
einer umfassenden Auswertung gegebenenfalls 
Vorschläge für eine mögliche Verlängerung des 
Programms. 

8. Das heutige Beschlußfassungssystem muß an 
die Bestimmungen in Artikel 205 EWG-Vertrag 
angepaßt werden. Die jährliche Zuteilung der 
Unterstützungsmaßnahmen an die Gemein- 
schaftsvorhaben ist somit Aufgabe der Kom- 
mission, nach Absprache mit einem Beraten- 
den Ausschuß aus Vertretern der Mitgliedstaa- 
ten. 

9. Bei der Definition der vorrangigen technologi- 
schen Ziele zur Durchführung der Gemein- 
schaftsaktion in den Bereichen des Aufsu- 
chens, des Abbaus, der Lagerung und des 
Transports von Kohlenwasserstoffen berück- 
sichtigt die Kommission die Meinung von Sach- 
verständigen aus den Mitgliedstaaten, die im 
Rahmen von Erörterungen im Rat geäußert 
wurden sowie die Stellungnahme der Industrie- 
vertreter, die sich Ende des Jahres in Luxem- 
burg anläßlich des zweiten Symposiums über 
neue Erdöltechnologien getroffen haben. 
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10. Die Änderungen an den Modalitäten zur 
Durchführung des Programms werden schritt- 
weise in den von der Kommission in der Mittei- 
lung vom 22. Mai 1984 genannten Bereichen bei 
der Anwendung der neuen Verordnung einge- 
führt. 

11. Dies betrifft insbesondere die Festsetzung der 
Prioritäten in jedem einzelnen Jahr, die größt- 
mögliche Verbreitung der erworbenen Kennt- 
nisse, die Zusammenarbeit zwischen den Be- 
treibern der Vorhaben. 

12. Unter finanziellen Gesichtspunkten müßte die 
Haushaltsausstattung für die gemeinschaftli- 
che Unterstützungsaktion nach Auffassung der 
Kommission auf einer Höhe liegen, die die Ge- 
währung jährlicher Beträge ermöglicht, mit de- 
nen sich ein Multiplikatoreffekt erzielen läßt, 
wobei gleichzeitig die Folgen der Geldentwer- 
tung aufgehoben werden. 

Folglich schlägt die Kommission vor, daß der 
Betrag, der nach einer Schätzung für die Fort- 


setzung des Programms über einen Anfangs- 
zeitraum von fünf Jahren notwendig sein wird, 
unverbindlich auf 200 Millionen ECU festge- 
setzt wird. 

13. Mit diesen Ausrichtungen dürfte die gemein- 
schaftliche Unterstützungsaktion eine neue Di- 
mension erhalten, die den Zielen der Energie- 
strategie der Gemeinschaft vollständig ent- 
spricht. Damit ließen sich vor allem die Gelder 
der Gemeinschaft optimal nutzen, weil Doppel- 
arbeit vermieden und die Kontinuität der Maß- 
nahmen gewährleistet werden. 

14. Der Rat wird ersucht, den nachstehenden Vor- 
schlag für eine Verordnung zu genehmigen, der 
die Verordnung 3056/73, die aufgehoben ist, 
hinfällig macht und ersetzt. 

Selbstverständlich bleibt die Verordnung 
3056/73 bis zur Annahme der neuen Verord- 
nung weiterhin in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Carstensen (Nordstrand) und Hansen (Hamburg) 


Die Vorlage wurde vom Präsidenten des Deutschen 
Bundestages gemäß Sammelliste für die in der Zeit 
vom 12. Dezember 1984 bis 15. Januar 1985 einge- 
gangenen EG-Vorlagen — Drucksache 10/2751 
Nr. 27 — federführend an den Ausschuß für For- 
schung und Technologie sowie mitberatend an den 
Ausschuß für Wirtschaft überwiesen. 

Der mitberatende Wirtschaftsausschuß hat die Vor- 
lage in seiner Sitzung am 13. März 1985 beraten und 
einstimmig beschlossen, die Vorlage zur Kenntnis 
zu nehmen. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie hat 
die Vorlage in seiner Sitzung am 17. April 1985 ab- 
schließend beraten. 

Der Ausschuß lehnt einhellig das Programm nach- 
drücklich ab. Er ist der Meinung, daß die seit 1973 
laufende Fördermaßnahme ihr Ziel weitgehend er- 
reicht hat. Eine Fortsetzung der Förderung würde 


Bonn, den 17. April 1985 


Carstensen (Nordstrand) Hansen (Hamburg) 

Berichterstatter 


nur noch zu marginaler Erhöhung der Versorgungs- 
sicherheit beitragen. Abgesehen davon müßten die 
im Ölfördergeschäft vorwiegend tätigen Unterneh- 
men in der Lage sein, erfolgversprechende Techno- 
logien bei der Exploration, bei der Lagerung und 
beim Export von Erdöl und Erdölprodukten auch 
ohne öffentliche Subventionen zu verwirklichen. 
Hinzu kommt, daß die nach wie vor angespannte 
Haushaltssituation in der Gemeinschaft eine Kon- 
zentration auf vorrangige Ziele der Forschungs- 
und Technologieförderung erfordert. Auch bei Wür- 
digung der Bedeutung einer sicheren Energiever- 
sorgung für die Gemeinschaft genügen die hier in 
Rede stehenden Fördermaßnahmen diesen stren- 
gen Voraussetzungen nicht, zumal es sich um 
marktnahe Vorhaben handelt, bei denen die For- 
schungsphase abgeschlossen ist. In einem derart 
marktnahen Bereich sollten aus grundsätzlichen 
Erwägungen staatliche Hilfen nur ausnahmsweise 
in Betracht gezogen werden. 
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